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Änderung des Gesetzes über die Verwahrung 
und Anschaffung von Wertpapieren 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 

A. Problem 

Das geltende Depotgesetz ist darauf abgestellt, daß ein Sam- 
melbestand aus untereinander vertretbaren Wertpapieren über 
nicht weiter zerlegbare Einzelredite besteht. Bei kleingestückel- 
ten Wertpapier-Emissionen hat sich jedoch das praktische 
Bedürfnis gezeigt, die ganze Emission oder einen Teil davon 
in einer Sammelurkunde zusammenzufassen. 


B. Lösung 

a) Die Kreditinstitute und sonstigen gewerbsmäßigen Ver- 
wahrer erhalten die Befugnis, statt mehrerer Wertpapiere 
über Einzelrechte gleicher Art eine Sammelurkunde bei 
einer Wertpapiersammelbank in Sammelverwahrung zu 
geben. Für diese Verwahrung sollen mit einigen Ergänzun- 
gen cmd Abweichungen die Vorschriften des Depotgesetzes 
über den Sammelbestand gelten. 

b) Drei reichsrechtliche Verordnungen von 1940 und 1942, die 
nach § 1 Abs. 1 des Anleihegesetzes vom 29. März 1951 auf 
Anleihen und Bucfaschulden des Bimdes anwendbar sind 
und deren Handel erheblich erleichtern, sollen auch für An- 
leihen und Buchschulden der Länder gelten. 

Der Ausschuß empfiehlt einstimmig die Annahme des Regie- 
rungsentwurfs mit einer klarstellenden Änderung. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Verwahrung 
und Anschaffung von Wertpapieren 

— Drucksache VI/2231 — 


A. Bericht der Abgeordneten Pohlmann und Bauer (Würzburg) 


Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
in erster Lesung am 8. Juni 1971 beraten und an den 
Rechtsausschuß überwiesen. Der Rechtsbeschluß hat 
den Entwurf in seiner Sitzung am 27. Januar 1972 
behandelt. 

Der Entwurf verfolgt das Ziel, den Wertpapier- 
verkehr zu vereinfachen und rationeller zu gestalten. 
Zu diesem Zweck gibt er der schon bisher in der 
Praxis in begrenztem Umfang vorkommenden Ver- 
wahrung von Globalurkunden, die im Entwurf 
„Sammelurkunde" genannt werden, eine gesetzliche 
Grundlage und ein erweitertes Anwendungsgebiet. 
Ferner werden die Schuldbuchanleihen der Länder 
denen des Bundes auf dem Gebiet der Sammelver- 
wahrung, der Zulassung zum Börsenhandel und der 
Deckungsfähigkeit bei Realkreditinstituten gleichge- 
stellt. 

Der Rechtsausschuß billigt diese Konzeption und 
ihre rechtliche Ausgestaltung mit einer klarstellen- 
den Änderung des von der Bundesregierung in Arti- 
kel 1 vorgeschlagenen Wortlauts eines § 9 a Abs. 1 
des Depotgesetzes. Die Änderung erscheint geboten, 
um Zweifel zu beseitigen, die sich an die Fassung 
des Regierungsentwurfs knüpften. Hiernach war es 
nicht hinreichend klar, ob die allgemeine Sammel- 
verwahrungsermächtigung des § 5 des Depotgesetzes 
ausreicht oder ob in den Fällen des neuen § 9 a 
künftig noch eine weitere oder besondere Ermächti- 
gung erforderlich sei. Da nach Auffassung des Aus- 
schusses in Übereinstimmung mit der Bundesregie- 


rung nur eine, und zwar die allgemeine Ermächtig 
gung zur Sammelverwahrung nach § 5 des Depot- 
gesetzes verlangt werden soll, schlägt der Ausschuß 
vor, dies durch eine entsprechende Fassung des § 9 a 
Abs. 1 eindeutig klarzustellen. 

Der Ausschuß hat sich dem Ergänzungsantrag des 
Bundesrates, für den Austausch von Einzelurkunden 
gegen eine Sammelurkunde (§ 9 a Abs. 1 Satz 3 
Nr. 2) eine Genehmigung durch den zuständigen 
Börsenvorstand vorzuschreiben, aus den in der Ge- 
genäußerung der Bundesregierung zur Stellung- 
nahme des Bundesrates vorgetragenen und von ihm 
gebilligten Gründen nicht anzuschließen vermocht. 
Er ist überzeugt, daß die durch § 9 a ermöglichte 
Praxis nicht zu Schwierigkeiten führen wird. 

Im Zusammenhang mit der Ergänzung des Depot- 
gesetzes ist von interessierter Seite die Anregung 
gegeben worden, § 5 des Depotgesetzes so zu än- 
dern, daß die Sammelverwahrung die Regel werden 
und die Sonderverwahrung nur auf besonderes Ver- 
langen des Hinterlegers durchgeführt werden sollte. 
Der Ausschuß war der Meinung, daß diesem Verlan- 
gen nicht entsprochen werden sollte. Ein praktisches 
Bedürfnis für die Änderung des geltenden Rechts 
dürfte nicht bestehen, da die verwahrenden Kredit- 
institute eine bevorzugte Inanspruchnahme der Sam- 
melverwahrung und die Beschränkung der Sonder- 
verwahrung auf wenige begründete Einzelfälle schon 
bisher durch entsprechende Aufklärung ihrer Depot- 
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künden erreicht haben. Auch die höheren Kosten, 
welche die Verwahrung für die Sonderverwah- 
rung zu berechnen pflegen, werden die Depot- 
kunden veranlassen, nur in begründeten Aus- 
nahmefällen die Sammelverwahrung abzulehnen. 
Gegen die angeregte Änderung spricht vor allem 
auch, daß der Hinterleger durch eine einseitige 


Maßnahme des verwahrenden Kreditinstituts ohne 
ausreichende und vorherige Unterrichtung sein Son- 
dereigentum an einem bestimmten Wertpapier ver- 
lieren und dafür Miteigentum an einem Sammel- 
bestand erhalten würde, obwohl er durchaus beacht- 
liche, insbesondere steuerliche Gründe haben kann, 
sein Sondereigentum zu behalten. 


Bonn, den 15. März 1972 


Pohlmann Bauer (Würzburg) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2231 — mit 
der Maßgabe anzunehmen, daß in Artikel 1 des 
Gesetzentwurfs § 9 a Abs. 1 des Gesetzes über 
die Verwahrung und Anschaffung von Wert- 
papieren folgende Fassung erhält: 

„(1) Der Verwahrer darf ein Wertpapier, das 
mehrere Rechte verbrieft, die jedes für sich in 
vertretbaren Wertpapieren einer und derselben 
Art verbrieft sein könnten (Sammelurkunde), 
einer Wertpapiersammelbank zur Verwahrung 
übergeben, wenn der Hinterleger der Sammel- 
urkunde eine Ermächtigung nach § 5 erteilt hat. 


Der Aussteller kann jederzeit und ohne Zustim- 
mung der übrigen Beteiligten 

1. eine von der Wertpapiersammelbank in Ver- 
wahrung genommene Sammelurkunde ganz 
oder teilweise durch einzelne in Sammelver- 
wahrung zu nehmende Wertpapiere oder 

2. einzelne Wertpapiere eines Sammelbestandes 
einer Wertpapiersammelbank durch eine 
Sammelurkunde 

ersetzen."; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitio- 
nen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 15. März 1972 


Der Rechtssausschuß 


Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


Pohlmann Bauer (Würzburg) 

Berichterstatter 
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